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Ordentliche Hauptversammlung der Westwing Group SE, München, 
(virtuelle Hauptversammlung) 

am Mittwoch, den 18. Mai 2022, 
um 09:00 Uhr (MESZ) 

 

 

Erläuterungen gemäß Art. 56 Sätze 2 und 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 121 Abs. 3 Nr. 3 
AktG zu den Rechten der Aktionäre gemäß §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 und 127 AktG sowie 
§ 1 Abs. 1, 2 und 8 Satz 2 COVID-19-Gesetz (wie nachstehend definiert) 

Die Einberufung der virtuellen Hauptversammlung enthält bereits Angaben zu den Rechten 
der Aktionäre nach Art. 56 Sätze 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 
8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (nachfolgend: „SE-VO“), 
§ 50 Abs. 2 SE-Ausführungsgesetz (nachfolgend: „SEAG“), §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 und  
127 AktG sowie nach § 1 Abs. 1, 2 und 8 Satz 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesell-
schafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Be-
kämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020, in seiner derzeit 
geltenden Fassung, zuletzt geändert durch das Änderungsgesetz vom 10. September 2021 
(BGBl. I 2021, S. 4174) nachfolgend auch „COVID-19-Gesetz“). 

Die nachstehenden Ausführungen dienen der weiteren Erläuterung dieser Regelungen ge-
mäß § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG. 

1. Verlangen auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß Art. 56 Sätze 2 und 3 SE-VO, § 
50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile alleine oder zusammen den zwanzigsten Teil des Grundka-
pitals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Aktien) 
erreichen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Ta-
gesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Dieses Quorum ist gemäß Art. 56 
Satz 3 SE-VO in Verbindung mit § 50 Abs. 2 SEAG für Ergänzungsverlangen der Aktio-
näre einer Europäischen Gesellschaft (SE) erforderlich. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beilie-
gen. 

Die Antragssteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem 
Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis 
zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten, wobei § 70 AktG bei der Be-
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rechnung der Aktienbesitzzeit Anwendung findet. Der Tag des Zugangs des Verlan-
gens ist nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonnabend 
oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag 
kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 BGB sind nicht entsprechend anzuwen-
den. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 
beiliegen. 

Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss 
der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung – der Tag des Zu-
gangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen –, also bis 
spätestens 

17. April 2022, 
24:00 Uhr (MESZ), 

zugehen. Später zugehende Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. Wir 
bitten, entsprechende Verlangen an folgende Adresse zu richten:  

Westwing Group SE 
Vorstand 

Moosacher Straße 88 
80809 München 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit dies nicht be-
reits mit der Einberufung geschehen ist – unverzüglich nach Zugang des Verlangens 
im Bundesanzeiger bekanntgemacht. Sie werden den Aktionären außerdem auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter  

https://ir.westwing.com/hv 

unverzüglich nach Zugang zugänglich gemacht. 

Ein etwaiger, mit dem ordnungsgemäß gestellten Ergänzungsverlangen übermittel-
ter, zulässiger Beschlussantrag wird in der virtuellen Hauptversammlung so behan-
delt, als sei er in der Hauptversammlung nochmals gestellt worden, wenn der antrag-
stellende Aktionär ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptversammlung angemeldet ist 
und seinen Aktienbesitz nachgewiesen hat. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen der SE-VO, des SEAG 
und des Aktiengesetzes lauten wie folgt: 
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Art. 56 SE-VO – Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug) 

Die Ergänzung der Tagesordnung für eine Hauptversammlung durch einen oder 
mehrere Punkte kann von einem oder mehreren Aktionären beantragt werden, so-
fern sein/ihr Anteil am gezeichneten Kapital mindestens 10 % beträgt. Die Verfah-
ren und Fristen für diesen Antrag werden nach dem einzelstaatlichen Recht des Sitz-
staats der SE oder, sofern solche Vorschriften nicht vorhanden sind, nach der Sat-
zung der SE festgelegt. Die Satzung oder das Recht des Sitzstaats können unter den-
selben Voraussetzungen, wie sie für Aktiengesellschaften gelten, einen niedrigeren 
Prozentsatz vorsehen. 

 § 50 Abs. 2 SEAG  

(2) Die Ergänzung der Tagesordnung für eine Hauptversammlung durch einen oder 
mehrere Punkte kann von einem oder mehreren Aktionären beantragt werden, 
sofern sein oder ihr Anteil 5 Prozent des Grundkapitals oder den anteiligen Be-
trag von 500.000 Euro erreicht. 
 

§ 122 Abs. 1 und Abs. 2 AktG  

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zu-
sammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung 
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen 
ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der 
Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form und an den Besitz eines 
geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die Antragsteller haben nachzu-
weisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlan-
gens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des 
Vorstands über den Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwen-
den. 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten 
Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, 
verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntge-
macht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-
schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesell-
schaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten Gesellschaften mindestens 30 
Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurech-
nen. 
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§ 121 Abs. 7 AktG – Allgemeines (Auszug)  

(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, 
ist der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem 
Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausge-
henden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 
193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. Bei 
nichtbörsennotierten Gesellschaften kann die Satzung eine andere Berechnung 
der Frist bestimmen. 

§ 124 Abs. 1 AktG – Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Be-
schlussfassung (Auszug)  

(1) Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegenstände auf die Ta-
gesordnung gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberu-
fung oder andernfalls unverzüglich nach Zugang des Verlangens bekannt zu ma-
chen. § 121 Abs. 4 gilt sinngemäß; zudem gilt bei börsennotierten Gesellschaf-
ten § 121 Abs. 4a entsprechend. Bekanntmachung und Zuleitung haben dabei 
in gleicher Weise wie bei der Einberufung zu erfolgen. 

§ 70 AktG – Berechnung der Aktienbesitzzeit 

Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär wäh-
rend eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigen-
tum ein Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, ein Finanzdienstleis-
tungsinstitut, ein Wertpapierinstitut oder ein nach § 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 53b 
Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des Kreditwesengesetzes tätiges Unternehmen gleich. 
Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er 
die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei 
Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung nach 
§ 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen 
erworben hat.  

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 
in Verbindung mit § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz 

Die Aktionäre können zudem Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand 
und/oder des Aufsichtsrats zu bestimmten Punkten der Tagesordnung gemäß § 126 
Abs. 1 AktG sowie gemäß § 127 AktG Vorschläge zur Wahl anderer als der vom Auf-
sichtsrat vorgeschlagenen Mitglieder des Aufsichtsrats oder eines anderen als des 
vom Aufsichtsrat vorgeschlagenen Abschlussprüfers unterbreiten, soweit solche 
Wahlen auf der Tagesordnung vorgesehen sind. Wahlvorschläge brauchen nicht be-
gründet zu werden. 
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Solche Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich an eine der folgenden 
Kontaktmöglichkeiten zu richten:  

Westwing Group SE 
Investor Relations 

Moosacher Straße 88 
80809 München 

 
oder per E-Mail: ir@westwing.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden nicht berück-
sichtigt. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die der Gesellschaft unter einer 
der vorstehenden Kontaktmöglichkeiten mindestens 14 Tage vor der Hauptversamm-
lung – der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mit-
zurechnen –, also bis spätestens 

3. Mai 2022, 
24:00 Uhr (MESZ), 

zugegangen sind, werden einschließlich des Namens des Aktionärs sowie einer etwa-
igen Begründung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.westwing.com/hv 

unverzüglich zugänglich gemacht (§§ 126 Abs. 1 Satz 3, 127 Satz 1 AktG). Eventuelle 
Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls dort veröffentlicht.  

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner etwaigen Begründung bzw. 
eines Wahlvorschlags kann die Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG (in Ver-
bindung mit § 127 Satz 1 AktG) genannten Voraussetzungen absehen. Die Begrün-
dung braucht beispielsweise nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insge-
samt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Einen Wahlvorschlag braucht der Vorstand nach 
§ 127 Satz 3 AktG auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht 
die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG enthält. 

Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder Wahl-
vorschläge gestellt werden. Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach 
Maßgabe der vorstehenden Voraussetzungen nach § 126 oder § 127 AktG zugänglich 
zu machen sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz als in der virtuellen 
Hauptversammlung gestellt, wenn der antragstellende oder der den Wahlvorschlag 
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unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptversammlung ange-
meldet ist und seinen Aktienbesitz nachgewiesen hat. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes lau-
ten wie folgt: 

§ 126 AktG – Anträge von Aktionären 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begrün-
dung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 
Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zu-
gänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versamm-
lung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand 
und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begrün-
dung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der 
Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat 
das Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. 
§ 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht 
zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen 
würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss 
der Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche 
oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktio-
närs bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zu-
gänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Be-
gründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Haupt-
versammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden 
ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des ver-
tretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung 
nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 
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7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlun-
gen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht 
hat stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insge-
samt mehr als 5 000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Ge-
genanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen 
zusammenfassen. 

§ 127 AktG – Wahlvorschläge von Aktionären (Auszug) 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 
Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet 
zu werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu 
machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 
Abs. 1 Satz 5 enthält. 

§ 124 Absatz 3 Satz 4 AktG – Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge 
zur Beschlussfassung (Auszug) 

Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, 
ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. 

§ 125 Absatz 1 Satz 5 AktG – Mitteilungen für die Aktionäre und an Aufsichtsratsmit-
glieder (Auszug) 

Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsrats-
mitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Auf-
sichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und 
ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt wer-
den. 

§ 1 Abs. 2 Satz 3 des COVID-19-Gesetz ist nachfolgend unter Ziffer 4 wiedergegeben. 

3. Fragerecht der Aktionäre gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz 

Aktionäre, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet und ihren 
Aktienbesitz ordnungsgemäß nachgewiesen haben, haben das Recht, im Wege der 
elektronischen Kommunikation Fragen zu stellen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 
COVID-19-Gesetz). 
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Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 2. Halbsatz COVID-19-Gesetz hat 
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft aus organisatori-
schen Gründen entschieden, dass Fragen spätestens bis zum 

16. Mai 2022, 
24:00 Uhr (MESZ), 

über die dafür vorgesehene Eingabemaske in dem HV-Portal, das über die Internet-
seite der Gesellschaft unter  

https://ir.westwing.com/hv 

gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren einzureichen sind. Auf anderem Wege 
oder später eingereichte Fragen bleiben unberücksichtigt. Der Vorstand entscheidet 
nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. Rückfragen zu 
den Auskünften des Vorstands sind ausgeschlossen. 

Darüber hinaus stehen den Aktionären und ihren Bevollmächtigten weder das Aus-
kunftsrecht gemäß § 131 AktG noch ein Rede- oder Fragerecht in und während der 
virtuellen Hauptversammlung zu. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 und Satz 2 des COVID-19-Gesetzes sind nachfolgend unter Ziffer 4 wiedergege-
ben. 

4. Erklärung von Widersprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung gemäß § 1 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 COVID-19-Gesetz 

Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Aktienbesitz nachgewie-
sen haben, und ihre Bevollmächtigten können vom Beginn der virtuellen Hauptver-
sammlung bis zu ihrem Ende in dem HV-Portal, das über die Internetseite der Gesell-
schaft unter  

https://ir.westwing.com/hv 

zugänglich ist, in Abweichung von § 245 Nr. 1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis 
des Erscheinens in der Hauptversammlung Widerspruch gegen Beschlüsse der Haupt-
versammlung zur Niederschrift erklären, wenn sie ihr Stimmrecht nach den vorste-
henden Bestimmungen ausüben oder ausgeübt haben. Eine anderweitige Form der 
Übermittlung von Widersprüchen ist ausgeschlossen. 

Diesen Möglichkeiten der Aktionäre liegen folgende Regelungen des COVID-19-
Gesetzes zugrunde:  
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§ 1 Abs. 1, 2, 8 Satz 2 COVID-19-Gesetz – Aktiengesellschaften; Kommanditgesell-
schaften auf Aktien; Europäische Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Ge-
genseitigkeit (Auszug) 

(1) Die Entscheidungen über die Teilnahme der Aktionäre an der Hauptversamm-
lung im Wege elektronischer Kommunikation nach § 118 Absatz 1 Satz 2 des 
Aktiengesetzes (elektronische Teilnahme), die Stimmabgabe im Wege elektro-
nischer Kommunikation nach § 118 Absatz 2 des Aktiengesetzes (Briefwahl), die 
Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats im Wege der Bild- und Tonüber-
tragung nach § 118 Absatz 3 Satz 2 des Aktiengesetzes und die Zulassung der 
Bild- und Tonübertragung nach § 118 Absatz 4 des Aktiengesetzes kann der Vor-
stand der Gesellschaft auch ohne Ermächtigung durch die Satzung oder eine 
Geschäftsordnung treffen. 

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz 
der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung ab-
gehalten wird, sofern 

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunika-
tion (Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung 
möglich ist, 

3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunika-
tion eingeräumt wird, 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in 
Abweichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf 
das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglich-
keit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung ein-
geräumt wird. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fra-
gen beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag 
vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen 
sind. Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 
des Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung 
gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbrei-
tende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung ange-
meldet ist. 
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(8)  Für eine Europäische Gesellschaft nach der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des 
Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) 
(ABl. L 294 vom 10.11.2001, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 
517/2013 (ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 1) geändert worden ist, gelten die Ab-
sätze 1 bis 7 mit Ausnahme des Absatzes 5 entsprechend. 

 

München/Berlin, im April 2022 

 Westwing Group SE 
 Der Vorstand 

 


